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Mit der Studie wird das Ziel verfolgt, einen umfassenden Überblick und eine Analyse der akademischen und 
politischen Debatte über Medienfreiheit und -pluralismus in Europa zu geben, ausgehend von der Definition 
von Medien und Medienpluralismus, und sich mit den Herausforderungen der Neukonzeption dieser Begriffe 
in der algorithmischen Gesellschaft auseinanderzusetzen. Ziel ist es, die Debatten auf EU-Ebene zu beleuchten, 
die die bisherigen Entscheidungen der Organe der EU in Bezug auf den Schutz des Medienpluralismus und der 
Medienfreiheit auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten geprägt haben. Die EU, und zuvor die Europäische 
Gemeinschaft, hat stets anerkannt, dass dem Medienpluralismus für die Wahrung der demokratischen Werte 
und des freien Informationsflusses große Bedeutung zukommt; die politische und rechtliche Debatte über die 
Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten in diesem Bereich hat jedoch ein 
erhebliches Hindernis für Fortschritte bei der Entwicklung eines gemeinsamen Regelwerks zur Förderung der 
Medienfreiheit und des Medienpluralismus dargestellt.  

Vor diesem Hintergrund bietet die Studie einen Überblick über die legislativen Maßnahmen und Soft-Law-
Maßnahmen der EU zur Förderung und Unterstützung von Journalisten und Medienunternehmen, wobei der 
Schwerpunkt auch auf den Maßnahmen zur Bekämpfung von Desinformation liegt. Besondere 
Aufmerksamkeit wird der Entwicklung der EU-Politik zur Bewältigung der digitalen Revolution gewidmet, die 
sich mit der Regulierung von Big Tech befasst und die Haftungsregelung der Richtlinie über den elektronischen 
                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/747930/IPOL_STU(2023)747930_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser Studie wird der Vorschlag für ein Europäisches Medienfreiheitsgesetz analysiert. Es wird 
ein politischer und historischer Überblick über die EU-Politik im Bereich der Medien und der 
Informationsgesellschaft im Allgemeinen geboten, wobei auch die Debatte über die 
Zuständigkeiten der EU für Medienpluralismus und Medienfreiheit berücksichtigt wird. In der 
Studie wird die Rechtsgrundlage des vorgeschlagenen Gesetzes erläutert und anschließend 
werden die Bestimmungen in den einzelnen Kapiteln des Gesetzes auf der Grundlage der 
einschlägigen wissenschaftlichen Literatur, politischer Dokumente und empirischer Daten 
analysiert. Am Ende der Studie werden politische Empfehlungen gegeben. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/747930/IPOL_STU(2023)747930_EN.pdf
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Geschäftsverkehr aufbaut, die als ungeeignet angesehen wurde, um die Herausforderungen zu bewältigen, die 
sich durch die von sehr großen Online-Plattformen und sehr großen Suchmaschinen angebotenen Dienste 
ergeben. Letztlich wird in dieser Studie festgestellt, dass das Europäische Medienfreiheitsgesetz nicht isoliert 
existiert, sondern Teil eines breiteren Kontextes ist, der durch verschiedene politische und legislative Initiativen 
geprägt ist, die sich auf die Medienfreiheit und den Medienpluralismus auswirken. Daher ist es wichtig, diese 
Initiativen zu untersuchen, um den Hintergrund, vor dem das Europäische Medienfreiheitsgesetz agiert, den 
Bedarf der Politik und die geeigneten Maßnahmen zur Unterstützung des Medienpluralismus und der 
Medienfreiheit in der EU besser zu verstehen.  

In der Studie wird daher der Vorschlag des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes eingehender beleuchtet: Es 
wird die Rechtsgrundlage (Art. 114 AEUV) dargelegt und anschließend werden die Bestimmungen des 
Gesetzes in den einzelnen Kapiteln, aus denen sie besteht, analysiert. Im Vorschlag für eine Verordnung zum 
Europäischen Medienfreiheitsgesetz wird darauf abgezielt, einige der wichtigsten Probleme in Bezug auf 
Medienpluralismus und -freiheit anzugehen, die von Wissenschaftlern, Journalisten, politischen 
Entscheidungsträgern, der Branche und einer Vielzahl von Interessenträgern im Laufe der Jahre festgestellt 
wurden. In dem Vorschlag sind insbesondere Definitionen von Schlüsselbegriffen enthalten, und es wird der 
Anwendungsbereich der bisherigen Medienpolitik erweitert und die Bereitstellung von Mediendiensten im 
digitalen Umfeld berücksichtigt. Es werden Rechte und Pflichten von Mediendiensteanbietern definiert und 
eine Angleichung der Standards der Mitgliedstaaten zur Sicherstellung der Transparenz der 
Eigentumsverhältnisse und der redaktionellen Unabhängigkeit gefordert; die Governance-Struktur der 
Medienpolitik wird durch die Einrichtung eines neuen Europäischen Gremiums für Mediendienste erneuert; es 
wird der Weg für neue Methoden zur Bewertung der Konzentration des Medienmarktes geebnet, wobei deren 
Auswirkungen auf den Medienpluralismus berücksichtigt werden; schließlich sollen offenere und 
harmonisierte Methoden zur Publikumsmessung eingeführt werden. Die vorliegende Studie, in der diese Ziele 
und die Gesamtkonzeption des Gesetzes begrüßt werden, soll einen detaillierten Überblick über die Debatte 
geben, die sich zwischen Medienschaffenden und -experten entwickelt hat, und in dieser Phase des 
Gesetzgebungsvorschlags weitere Beiträge liefern.  

 

Aufbauend auf einer umfassenden Untersuchung und Analyse und unter Hervorhebung der verschiedenen 
Standpunkte von Wissenschaftlern, Experten, politischen Entscheidungsträgern und Akteuren der 
Zivilgesellschaft enthält die Studie schließlich eine Reihe von Empfehlungen an die politischen 
Entscheidungsträger der EU. Mit den Vorschlägen wird der Komplexität und den Nuancen der 
Medienlandschaft Rechnung getragen und die sich entwickelnde technologische und gesellschaftliche 
Dynamik wird berücksichtigt. Die Empfehlungen sind in drei Kategorien eingeteilt: Interventionen auf EU-
Ebene, Verbesserungen des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes und weitere Fragen, die die Mediensysteme 
betreffen.  

i) Mit der ersten Gruppe von Empfehlungen wird die Entscheidung für ein Eingreifen auf EU-Ebene und eine 
Regulierung der Mediensysteme unterstützt. In dem Bericht wird betont, dass ein proaktiver Ansatz zum Schutz 
der Medienfreiheit und des Medienpluralismus in der Europäischen Union beizubehalten wichtig ist.  

ii) Mit der zweiten Gruppe von Empfehlungen soll das vorgeschlagene Europäische Medienfreiheitsgesetz 
verbessert werden, indem bestimmte Aspekte der Verordnung und mögliche Mängel bei ihrer Umsetzung 
behandelt werden. Eine Schlüsselempfehlung besteht darin, den Schutz und die Sicherheitsvorkehrungen zu 
verstärken, indem die Definition von Mediendiensteanbietern so erweitert wird, dass sie auch neue Formen des 
professionellen Journalismus einschließt, die über die traditionellen Redaktionsmitarbeiter hinausgehen. 
Darüber hinaus wird in der Studie vorgeschlagen, die Transparenzverpflichtungen für Mediendiensteanbieter 
zu erhöhen, indem die Offenlegung von Eigentumsinformationen sowohl gegenüber der Öffentlichkeit als 
auch gegenüber den zuständigen Behörden vorgeschrieben wird. Dazu gehört auch die Einrichtung öffentlich 
zugänglicher Register auf nationaler und EU-Ebene. In den Empfehlungen wird auch die Notwendigkeit der 
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Unabhängigkeit des Europäischen Gremiums für Mediendienste von der Europäischen Kommission 
hervorgehoben, zusammen mit einem besseren Sekretariat auf Agenturbasis und einer Konsultation mit 
Organisationen der Zivilgesellschaft. Darüber hinaus wird in der Studie ein unabhängiges 
Überwachungssystem für die Umsetzung von Artikel 17 vorgeschlagen, das sich auf die Beziehungen zwischen 
Mediendiensteanbietern und sehr großen Online-Plattformen und Suchmaschinen bezieht. Andere 
Empfehlungen betreffen die Herausgabe transparenter und objektiver Leitlinien für die Bewertung von 
Medienmarktkonzentrationen, die Einbeziehung von Interessenträgern und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in den Bewertungsprozess, die regelmäßige Überwachung der Medienmarktkonzentration 
durch Peer-Reviews auf EU-Ebene und zusätzliche Schutzmaßnahmen für die Medienmarktpluralität auf lokaler 
Ebene.  

iii) In der dritten Gruppe von Empfehlungen geht es um Fragen, die nicht von der vorgeschlagenen Verordnung 
abgedeckt werden, die aber erhebliche Auswirkungen auf die Mediensysteme und die Förderung von 
Medienfreiheit und -pluralismus haben. Die Empfehlungen basieren auf den Ergebnissen des 
Überwachungsmechanismus für Medienpluralismus und zusätzlichen Untersuchungen des Zentrums für 
Medienpluralismus und Medienfreiheit. Zu den wichtigsten Empfehlungen gehört die Stärkung der politischen 
Unabhängigkeit der Medien durch die Einführung von Regeln zur Vermeidung von Interessenkonflikten 
zwischen Medieneigentum und hochrangigen politischen Funktionen. Eine weitere Empfehlung lautet, ein 
ausgewogeneres und transparenteres Umfeld für die Beziehungen zwischen Anbietern von Medieninhalten 
und digitalen Vermittlern zu schaffen und dabei die besonderen Herausforderungen zu berücksichtigen, die 
digitale Plattformen mit sich bringen. In der Studie wird vorgeschlagen, den Journalismus als öffentliches Gut 
finanziell zu unterstützen und die Mittel für Nachrichtenmedien durch Programme zur Förderung von 
Innovation, journalistischen Kooperationsinitiativen, investigativem Journalismus sowie lokalen und 
kommunalen Medien zu erhöhen. Außerdem wird die Einrichtung eines Europäischen Fonds für den 
Journalismus vorgeschlagen, um den Medienpluralismus und den Übergang in das digitale Umfeld zu 
unterstützen. Darüber hinaus wird in der Studie vorgeschlagen, die Verwendung der Einnahmen aus der 
Besteuerung der Gewinne digitaler Unternehmen zur Förderung der Medienproduktion und des 
Medienpluralismus zu erwägen. Schließlich wird in den Empfehlungen betont, dass die Expositionsvielfalt der 
Medieninhalte zu überwachen und sicherzustellen und unabhängige Überwachungsinitiativen zu 
unterstützen, wenn es um Praktiken geht, die von sehr großen Online-Plattformen angewandt werden, wichtig 
ist, um systemische Risiken für den Medienpluralismus und die Medienfreiheit zu bewältigen. Abschließend 
wird die Notwendigkeit einer evidenzbasierten Forschung und einer Neukonzeption der Medienvielfalt im 
digitalen Zeitalter unterstrichen.  
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